
 

 

 

 

 

 

 

 

Ausgabe 12/22  

 

 

 

1. IN EIGENER SACHE 

1.1 NEUE MITARBEITERINNEN 

Unser Kanzleiteam hat in der zweiten Jahreshälfte erneut 
tatkräftige Unterstützung von neuen Mitarbeiterinnen 
bekommen.  

Die geprüfte Buchhalterin Charlotte Bauchinger bereichert seit 
Juli unser Buchhaltungsteam.  

Im Anschluss an Ihren Abschluss an der HAK Vöcklabruck ist 
Dilek Balikci in unsere Kanzlei eingetreten. Die engagierte 
Matura-Absolventin wird uns in Zukunft im Bereich Buchhaltung 
und Lohnverrechnung unterstützen. 

1.2 BÜROERWEITERUNG ABGESCHLOSSEN 

Die Erweiterung unserer Büroräumlichkeiten wurde im Oktober 
2022 abgeschlossen. Das Lohnverrechnungsteam bestehend 
aus Elfriede Mayer, Manuela Bognar und Selina Geyer, 
sowie die Buchhalterin Petra Fleischmann, finden Sie 
nunmehr ein Stockwerk über unserer Steuerkanzlei. Der 
Zugang zu den neuen Büros ist einerseits durch unsere 
Kanzlei, aber auch direkt über den Haupteingang von Block A 
möglich.  

1.3 WEIHNACHTSGRÜSSE 

Ein weiteres turbulentes Jahr 2022 neigt sich langsam  
dem Ende zu. Gerade in diesen schwierigen Zeiten ist  
es wichtig, sich auf einen professionellen Partner   
verlassen zu können.  Wir möchten daher den Anlass  
nutzen und uns für Ihr entgegengebrachtes Vertrauen  
bedanken und Ihnen frohe Weihnachten und ein  
erfolgreiches neues Jahr 2023 wünschen!  
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2. ENERGIEKOSTENZUSCHUSS 

Um die Mehrkosten an Strom, Erdgas und Treibstoffen in den Monaten Februar 2022 bis September 
2022 für Unternehmen abzufedern, wurde der Energiekostenzuschuss von der Bundesregierung 
beschlossen.  

Alle Unternehmen die sich bis 28.11.2022 bei der aws für den Energiekostenzuschuss vorangemeldet 
haben, sollten als nächsten Schritt die benötigten Unterlagen für den Antrag bereithalten. 
Insbesondere werden Strom- und Gas(end)abrechnungen, sowie sämtliche Tankrechnungen aus 
dem förderfähigen Zeitraum benötigt. Bereits vor der tatsächlichen Antragsstellung muss die 
Berechnungshilfe (wurde gesondert an Sie übermittelt) ausgefüllt werden. Ergibt diese, dass der 
Zuschuss unter EUR 2.000,00 liegen würde, so ist keine Antragsstellung möglich, da es sich dabei um 
den Mindestbetrag handelt. Für Unternehmen, die unterhalb der 2.000-Euro-Grenze liegen, wird es 
voraussichtlich ein Pauschalmodell geben. Wenn Sie beim Ausfüllen der Berechnungshilfe 
Unterstützung benötigen, können Sie jederzeit mit uns in Kontakt treten.  

Ergibt sich ein förderfähiger Zuschuss iHv. über EUR 2.000,00 sollten Sie sich umgehend bei uns 
melden, damit wir die restlichen Formalitäten mit Ihnen besprechen. Der Antrag kann sodann im aws-
Fördermanager bis spätestens 15.02.2023 gestellt werden. 

3. WORAUF SIE BEI INVESTITIONEN IM JAHR 2022 ACHTEN SOLLTEN 

3.1 DEGRESSIVE ABSCHREIBUNG 

Für nach dem 30.6.2020 angeschaffte oder hergestellte Wirtschaftsgüter kann die Abschreibung mit 
einem unveränderlichen Prozentsatz von bis zu 30% vom jeweiligen (Rest)buchwert erfolgen 
(=degressive Abschreibung). Bei Inbetriebnahme in der zweiten Jahreshälfte steht eine 
Halbjahresabschreibung zu. Ausgenommen sind: Gebäude und andere Wirtschaftsgüter, die 
Sonderabschreibungsregeln unterliegen, KFZ mit CO2-Emissionswerten von mehr als 0 g/km, 
unkörperliche Wirtschaftsgüter, die nicht den Bereichen Digitalisierung, Ökologisierung und 
Gesundheit/Life-Science zuzuordnen sind, gebrauchte Wirtschaftsgüter, Anlagen zur Förderung, 
Transport, Speicherung oder Nutzung fossiler Energieträger. Ein einmaliger Wechsel von degressiver 
zu linearer Abschreibung ist möglich und wird sinnvoll sein, wenn die lineare Abschreibung nach 
einigen Jahren höher ist als die degressive.  

HINWEIS: Die degressive Abschreibung kann bis zum 31.12.2022 unabhängig vom 
Unternehmensrecht gewählt werden. Für ab dem 1.1.2023 angeschaffte oder hergestellte Anlagegüter 
muss dann steuerlich wieder die gleiche Abschreibungsmethode wie im unternehmensrechtlichen 
Jahresabschluss gewählt werden. 

3.2 BESCHLEUNIGTE AFA BEI ANSCHAFFUNG ODER HERSTELLUNG VON GEBÄUDEN 

Für Gebäude, die nach dem 30. Juni 2020 angeschafft oder hergestellt worden sind, ist eine 
beschleunigte AfA vorgesehen. Der bisher gültige Abschreibungsprozentsatz von Gebäuden beträgt 
ohne Nachweis der Nutzungsdauer 2,5% bzw 1,5% bei für Wohnzwecke überlassenen Gebäuden. Im 
Jahr, in dem die AfA erstmalig zu berücksichtigen ist, kann höchstens das Dreifache des bisher 
zulässigen Höchstsatzes (also 7,5% bzw 4,5%) und im darauffolgenden Jahr höchstens das 
Zweifache (also 5% bzw 3%) abgeschrieben werden. Ab dem zweitfolgenden Jahr erfolgt die 
Bemessung der AfA wieder mit den Normalsätzen. Die Halbjahresabschreibungsregelung ist nicht 
anzuwenden, sodass auch bei Anschaffung oder Herstellung im zweiten Halbjahr der volle Jahres-
AfA-Betrag aufwandswirksam ist. 

HINWEIS: Bei Miethäusern, die vor 1915 erbaut wurden, kann auch ohne Gutachten ein AfA-Satz von 
höchstens 2% angewendet werden. Dieser begünstigte AfA-Satz kann nicht in Kombination mit der 
beschleunigten AfA angewendet werden.  

3.3 GERINGWERTIGE WIRTSCHAFTSGÜTER 

Investitionen mit Anschaffungskosten bis € 800 (exklusive USt bei Vorsteuerabzugsberechtigung) 
können sofort als geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG) abgesetzt werden. Die GWG-Grenze wird mit 
Wirkung ab 1.1.2023 auf € 1.000 angehoben.  



3.4 DISPOSITION ÜBER ERTRÄGE / EINNAHMEN BZW AUFWENDUNGEN / AUSGABEN 

Bilanzierer haben durch Vorziehen von Aufwendungen und Verschieben von Erträgen einen 
gewissen Gestaltungsspielraum. Beachten Sie auch, dass bei halbfertigen Arbeiten und Erzeugnissen 
eine Gewinnrealisierung unterbleibt.   

Einnahmen-Ausgaben-Rechner können ebenfalls durch Vorziehen von Ausgaben (zB Akonto auf 
Wareneinkäufe, Mieten 2023 oder GSVG-Beitragsnachzahlungen für das Jahr 2022) und 
Verschieben von Einnahmen ihre Einkünfte steuern. Dabei ist zu beachten, dass regelmäßig 
wiederkehrende Einnahmen und Ausgaben, die 15 Tage vor oder nach dem Jahresende bezahlt 
werden, dem Jahr zuzurechnen sind, zu dem sie wirtschaftlich gehören.  

Diese Dispositionen sind im Jahr 2022 besonders interessant, da im Jahr 2023 folgende nachhaltige 
Steuerentlastungen durchgeführt werden: Senkung der 2. Tarifstufe der Einkommensteuer von 
32,5% auf 30% und der 3. Tarifstufe von 42% auf 41%, die Abschaffung der „kalten Progression“ 
(Valorisierung der Tarifgrenzen) und Senkung der Körperschaftsteuer von 25% auf 24%. 

HINWEIS: Diese Steuersenkungen führen in aller Regel dazu, dass Ausgaben (sofern mit Gewinnen 
verrechenbar) im Jahr 2022 bzw Einnahmen möglichst im Jahr 2023 verwertet werden sollten. Eine 
Ausnahme dazu kann die Investition in klimafreundliche Anlagegüter darstellen, da dafür ab dem 
1.1.2023 ein Investitionsfreibetrag zusteht. 

 

4. GEWINNFREIBETRAG / INVESTITIONSFREIBETRAG 

4.1 GEWINNFREIBETRAG 

Der Gewinnfreibetrag (GFB) beträgt ab dem Jahr 2022 bis zu 15% des Gewinns, max € 45.950 pa. 

Gewinn in € %-Satz GFB GFB in € insgesamt € 

bis 30.000 15% 4.500 4.500 

30.000 – 175.000 13% 18.850 23.350 

175.000 – 350.000 7% 12.250 35.000 

350.000 – 580.000 4,5% 10.350 45.950 

über 580.000 0% 0 45.950 

 

Ein Grundfreibetrag von 15% von bis zu € 30.000 Gewinn steht Steuerpflichtigen automatisch zu 
(15% von € 30.000 = € 4.500). Für Gewinne über € 30.000 steht ein über den Grundfreibetrag 
hinausgehender (investitionsbedingter) GFB nur zu, wenn der Steuerpflichtige im betreffenden Jahr 
bestimmte Investitionen getätigt hat. Als begünstigte Investitionen kommen ungebrauchte, 
abnutzbare körperliche Wirtschaftsgüter mit einer Nutzungsdauer von mindestens vier Jahren in 
Betracht (z.B. Maschinen, Betriebs- und Geschäftsausstattung, LKW, Hardware und 
Gebäudeinvestitionen ab Fertigstellung). Ausgeschlossen sind PKW, Software und gebrauchte 
Wirtschaftsgüter.  

Auch bestimmte Wertpapiere können für die Geltendmachung eines investitionsbedingten GFB 
herangezogen werden. Das sind alle Anleihen sowie Anleihen- und Immobilienfonds, welche als 
Deckungswertpapiere für die Pensionsrückstellung zugelassen sind. Diese Wertpapiere müssen ab 
dem Anschaffungszeitpunkt mindestens vier Jahre als Anlagevermögen gewidmet werden. Die 
Wertpapiere müssen bis zum 31.12.2022 auf Ihrem Depot eingeliefert sein! 

HINWEIS: Auch für selbständige Nebeneinkünfte (zB aus einem Werk- oder freien Dienstvertrag), 
Bezüge eines selbständig tätigen Gesellschafter-Geschäftsführers oder Aufsichtsrats- und Stiftungs-
vorstandsvergütungen steht der GFB zu.  



4.2 INVESTITIONSFREIBETRAG  

Für nach dem 31.12.2022 angeschaffte oder hergestellte Anlagegüter kann ein Investitionsfreibetrag 
(IFB) geltend gemacht werden Daher gilt es bei Investitionen rund um den Jahreswechsel sehr genau 
zu prüfen, zu welchem Zeitpunkt die Investition am günstigsten ist.  

Der Investitionsfreibetrag führt zu einer zusätzlichen Abschreibung von 10% (bei 
klimafreundlichen Investitionen 15%) der Anschaffungskosten der Anlagegüter (für maximal € 1 Mio 
Anschaffungskosten pa). Voraussetzung für die Geltendmachung des Investitionsfreibetrags ist, dass 
die entsprechenden Wirtschaftsgüter eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von mindestens vier 
Jahren haben und einem inländischen Betrieb bzw. einer inländischen Betriebsstätte zuzuordnen sind. 
Ausgenommen vom Investitionsfreibetrag sind folgende Wirtschaftsgüter: Wirtschaftsgüter, für die 
der investitionsbedingte Gewinnfreibetrag geltend gemacht wird, Wirtschaftsgüter, für die 
ausdrücklich eine Sonderform der Abschreibung vorgesehen ist (ausgenommen KFZ mit einem CO2-
Emissionswert von 0 Gramm pro Kilometer), geringwertige Wirtschaftsgüter, unkörperliche 
Wirtschaftsgüter (außer aus den Bereichen Digitalisierung, Ökologisierung und Gesundheit/Life-
Science), gebrauchte Wirtschaftsgüter und Anlagen, die der Förderung, dem Transport oder 
Speicherung fossiler Energieträger dienen. 

HINWEIS: Der Investitionsfreibetrag ist ein Wahlrecht, welches im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung mit der Steuererklärung ausgeübt werden muss. Da der Investitionsfreibetrag nicht 
gleichzeitig mit dem investitionsbedingten Gewinnfreibetrag geltend gemacht werden kann, empfiehlt 
es sich, für jedes Wirtschaftsgut einen Vorteilhaftigkeitsvergleich anzustellen.  
 

5. SPENDEN AUS DEM BETRIEBSVERMÖGEN  

Spenden aus dem Betriebsvermögen an bestimmte im Gesetz genannte begünstigte Institutionen 
sind grundsätzlich bis maximal 10% des Gewinns des laufenden Wirtschaftsjahres steuerlich 
absetzbar. Als Obergrenze gilt der Gewinn vor Berücksichtigung des Gewinnfreibetrags. Damit 
derartige Spenden noch im Jahr 2022 abgesetzt werden können, müssen sie bis spätestens 
31.12.2022 geleistet werden. 

Zusätzlich zu diesen Spenden sind als Betriebsausgaben auch Geld- und Sachspenden im 
Zusammenhang mit der Hilfestellung bei (nationalen und internationalen) Katastrophen 
absetzbar, und zwar betragsmäßig unbegrenzt! Auch kriegerische Ereignisse, Terroranschläge oder 
sonstige humanitäre Katastrophen gelten als Katastrophenfall iSd EStG, was durch den Ukraine-Krieg 
leider an Bedeutung zugenommen hat. Voraussetzung ist, dass sie als Werbung entsprechend 
vermarktet werden (zB durch Erwähnung auf der Homepage oder in Werbeprospekten des 
Unternehmens). 

HINWEIS: Neben der üblichen Geldspende ist auch eine werbewirksame „Wohnraumspende“ 
möglich, sodass bei der vorübergehenden, unentgeltlichen (oder niedrigpreisigen) Überlassung von 
Immobilien an Flüchtlinge aus der Ukraine durch inländische Kapitalgesellschaften von einer 
betrieblichen Veranlassung dieser Zuwendung ausgegangen werden kann. Steuerlich absetzbar sind 
auch Sponsorbeträge an diverse gemeinnützige, kulturelle, sportliche und ähnliche Institutionen 
(Oper, Museen, Sportvereine, etc), wenn damit eine angemessene Gegenleistung in Form von 
Werbeleistungen verbunden ist. Bei derartigen Zahlungen handelt es sich dann nämlich nicht um 
Spenden, sondern um echten Werbeaufwand. 
 

6. FORSCHUNGSPRÄMIE 

Für Forschungsaufwendungen aus eigenbetrieblicher Forschung kann eine Forschungsprämie von 
14% beantragt werden. Die prämienbegünstigten Forschungsaufwendungen bei eigenbetrieblicher 
Forschung sind betragsmäßig nicht gedeckelt. Gefördert werden generell Aufwendungen „zur 
Forschung und experimentellen Entwicklung“ Die Forschung muss in einem inländischen Betrieb oder 
einer inländischen Betriebsstätte erfolgen.  



7. STEUERLICHE VORTEILE DER ELEKTROMOBILITÄT 

Trotz der zum Vorjahr vergleichsweise geringeren Förderungen sind Elektrofahrzeuge steuerlich dem 
Verbrennungsmotor vorzuziehen. Folgende Vorteile können die Elektrofahrzeuge für sich verbuchen:  

• Vorsteuerabzugsfähigkeit: Der volle Vorsteuerabzug steht allerdings nur bei 
Anschaffungskosten des PKW bzw des Kraftrads bis maximal € 40.000 brutto zu. Zwischen 
€ 40.000 und € 80.000 brutto gibt es einen aliquoten Vorsteuerabzug. Kostet das Elektroauto 
mehr als € 80.000 brutto, so steht kein Vorsteuerabzug zu.  

• Die laufenden Kosten wie zB Stromkosten und die Kosten für Stromabgabestellen sind 
unabhängig von den Anschaffungskosten voll vorsteuerabzugsfähig. 

• E-Mobilitätsförderung: Im Jahr 2022 wird die Anschaffung von Elektro-PKW für Betriebe mit 
insgesamt € 2.000 gefördert (€ 1.000 zu beantragen und € 1.000 direkt beim Händler). Für 
Private beträgt die Förderung nach wie vor insgesamt € 5.000. Hybridfahrzeuge und 
Elektrokrafträder werden ebenfalls gefördert, jedoch in einem geringeren Ausmaß. Des 
Weiteren wird die E-Ladeinfrastruktur (zB Wallbox, intelligente Ladekabel) ebenfalls gefördert.  
Die E-Mobilitätsförderung wird jedoch nur gewährt, wenn der Brutto-Listenpreis (Basismodell 
ohne Sonderausstattung) des PKW € 60.000 nicht überschreitet.  

• degressive Abschreibung: Elektrofahrzeuge genießen die Vorteile der degressiven 
Abschreibung. 

• keine NoVA: Da die NoVA anhand des CO2-Ausstoßes berechnet wird, sind Elektrofahrzeuge 
mit einem Emissionswert von 0 g/km gänzlich davon befreit. 

• kein Sachbezug: Für Mitarbeiter, die das arbeitgebereigene Elektroauto privat nutzen dürfen, 
fällt kein Sachbezug an. 

• keine motorbezogene Versicherungssteuer: Reine Elektrofahrzeuge sind von der 
motorbezogenen Versicherungssteuer gänzlich befreit. 

HINWEIS: Für ab dem 1.1.2023 angeschaffte Elektrofahrzeuge kann ein Investitionsfreibetrag gelten 
gemacht werden. Es ist daher zu überlegen, die Anschaffung eines Elektrofahrzeugs in das Jahr 
2023 zu verschieben, um den erhöhten Investitionsfreibetrags (15%) zu erhalten.  
 

8. WERTPAPIERDECKUNG FÜR PENSIONSRÜCKSTELLUNG 

Am Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres müssen Wertpapiere im Nennbetrag von mindestens 50% 
des am Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres ausgewiesenen steuerlichen 
Pensionsrückstellungsbetrages im Betriebsvermögen vorhanden sein. Auf das 
Deckungserfordernis können auch Ansprüche aus einer Rückdeckungsversicherung angerechnet 
werden. Beträgt die erforderliche Wertpapierdeckung auch nur vorübergehend weniger als die 
erforderlichen 50% der Rückstellung, so ist als Strafe der Gewinn um 30% der 
Wertpapierunterdeckung zu erhöhen (ausgenommen in dem Ausmaß, in dem die Rückstellung 
infolge Absinkens der Pensionsansprüche am Ende des Jahres nicht mehr ausgewiesen wird oder 
getilgte Wertpapiere binnen 2 Monaten ersetzt werden). Als deckungsfähige Wertpapiere gelten vor 
allem in Euro begebene Anleihen und weiter auch inländische Immobilienfonds sowie ausländische 
offene Immobilienfonds mit Sitz in einem EU- bzw EWR-Staat. Die Wertpapiere dürfen nicht 
verpfändet werden.  

9. TIPPS FÜR KLEINUNTERNEHMER 

9.1 KLEINUNTERNEHMER IN DER UMSATZSTEUER 

Unternehmer mit einem Jahres-Nettoumsatz von bis zu € 35.000 sind umsatzsteuerlich 
Kleinunternehmer und damit von der Umsatzsteuer befreit. Von der Berechnung der 
Kleinunternehmergrenze ausgenommen sind bestimmte steuerfreie Umsätze wie zB aus ärztlicher 
Tätigkeit oder als Aufsichtsrat. Ebenfalls von der Berechnung der Kleinunternehmergrenze 
ausgenommen sind Umsätze, die im Rahmen des EU-OSS (OneStopShop – Versandhandel) erklärt 
werden. Bei Inanspruchnahme der Kleinunternehmerregelung darf keine Umsatzsteuer in Rechnung 
gestellt werden. Überdies geht der Vorsteuerabzug für alle mit den Umsätzen zusammenhängenden 
Ausgaben verloren.  



Umsatzsteuerbefreite Kleinunternehmer, die sich mit ihrem Umsatz knapp an der 
Kleinunternehmergrenze bewegen, sollten rechtzeitig überprüfen, ob sie die Umsatzgrenze von netto 
€ 35.000 im laufenden Jahr noch überschreiten werden. Eine einmalige Überschreitung um 15% 
innerhalb von 5 Jahren ist unschädlich. Wird die Grenze überschritten, müssen bei Leistungen an 
Unternehmer allenfalls noch im Jahr 2022 korrigierte Rechnungen mit Umsatzsteuer ausgestellt 
werden. Bei Leistungen an Nichtunternehmer ist erfahrungsgemäß eine Rechnungskorrektur schwer 
möglich, weshalb die dann geschuldete Umsatzsteuer aus dem Brutto-Einnahmenbetrag 
herausgerechnet werden muss. In vielen Fällen kann es sinnvoll sein, auf die Steuerbefreiung für 
Kleinunternehmer zu verzichten (etwa um dadurch in den Genuss des Vorsteuerabzugs für die mit 
den Umsätzen zusammenhängenden Ausgaben, zB Investitionen, zu kommen). Der Verzicht wird vor 
allem dann leichter fallen, wenn die Kunden vorsteuerabzugsberechtigte Unternehmer sind. 

HINWEIS: Ein Kleinunternehmer kann bis zur Rechtskraft des Umsatzsteuerbescheids schriftlich 
gegenüber dem Finanzamt auf die Anwendung der Kleinunternehmerregelung verzichten. Der 
Verzicht bindet den Unternehmer allerdings für fünf Jahre! 

9.2 KLEINUNTERNEHMERPAUSCHALIERUNG FÜR EINNAHMEN-AUSGABEN-RECHNER  

Betragen die Umsätze des Wirtschaftsjahrs 2022 nicht mehr als € 35.000 aus einer selbständigen 
oder gewerblichen Tätigkeit, so kann der Gewinn pauschal ermittelt werden. Ausgenommen sind aber 
Einkünfte als Gesellschafter-Geschäftsführer, Aufsichtsratsmitglied und Stiftungsvorstand. Bei der 
Gewinnermittlung sind dabei die Betriebsausgaben pauschal mit 45% bzw 20% bei 
Dienstleistungsbetrieben anzusetzen. Daneben können nur noch Sozialversicherungsbeiträge, das 
Arbeitsplatzpauschale sowie das 50%ige Pauschale für betrieblich genutzte Netzkarten für 
Massenbeförderungsmittel abgezogen werden. Der Grundfreibetrag des Gewinnfreibetrages steht 
ebenfalls zu.  

HINWEIS: Da bei nebenberuflichen Einkünften (zB Vortragstätigkeit, Autorenhonorare) sehr oft 
ohnehin nur geringe Betriebsausgaben anfallen, kann die Inanspruchnahme der Pauschalierung 
interessant werden.  

9.3 „KLEINUNTERNEHMER“-GSVG-BEFREIUNG BIS 31.12.2022 BEANTRAGEN 

Gewerbetreibende und Ärzte (Zahnärzte) können bis spätestens 31.12.2022 rückwirkend für das 
laufende Jahr die Befreiung von der Kranken- und Pensionsversicherung nach GSVG (Ärzte nur 
Pensionsversicherung) beantragen, wenn die steuerpflichtigen Einkünfte 2022 maximal € 5.830,20 
und der Jahresumsatz 2022 maximal € 35.000 aus sämtlichen unternehmerischen Tätigkeiten 
betragen werden. Antragsberechtigt sind Jungunternehmer (maximal 12 Monate GSVG-Pflicht in den 
letzten fünf Jahren), die das 57. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Personen, die das 60. 
Lebensjahr vollendet haben, sowie Männer und Frauen, die das 57. Lebensjahr (nicht aber das 60. 
Lebensjahr) vollendet haben, wenn sie in den letzten fünf Jahren die maßgeblichen Umsatz- und 
Einkunftsgrenzen nicht überschritten haben. 

Die Befreiung kann auch während des Bezugs von Kinderbetreuungsgeld oder bei Bestehen einer 
Teilversicherung während der Kindererziehung beantragt werden, wenn die monatlichen Einkünfte 
maximal € 485,85 und der monatliche Umsatz maximal € 2.916,67 betragen. 

HINWEIS: Der Antrag für 2022 muss spätestens am 31.12.2022 bei der SVS einlangen. Wurden im 
Jahr 2022 bereits Leistungen aus der Krankenversicherung bezogen, gilt die Befreiung von KV-
Beiträgen erst ab Einlangen des Antrags. 

9.4 ARBEITSPLATZPAUSCHALE UND NETZKARTE FÜR SELBSTÄNDIGE 

Was für Arbeitnehmer als Homeoffice-Pauschale im Jahr 2021 eingeführt wurde, können nun 
Selbständige als Arbeitsplatzpauschale ab dem Jahr 2022 geltend machen. Das 
Arbeitsplatzpauschale steht für Aufwendungen aus der (teilweise) betrieblichen Nutzung der eigenen 
Wohnung zu, wenn kein anderer Raum für die betriebliche Tätigkeit zur Verfügung steht. € 1.200 pro 
Jahr stehen zu, wenn keine anderen Einkünfte aus einer aktiven Erwerbstätigkeit von mehr als  
€ 11.000 erzielt werden, für die außerhalb der Wohnung ein anderer Raum zur Verfügung steht. € 300 
pro Jahr stehen zu, wenn die anderen Aktiveinkünfte mehr als € 11.000 betragen. Daneben sind 
Aufwendungen für ergonomisches Mobiliar abzugsfähig (ebenfalls max € 300 pro Jahr). 

Ab heuer können auch Selbständige 50% der Ausgaben für eine Wochen-, Monats- oder 
Jahreskarte für Massenbeförderungsmittel pauschal als Betriebsausgaben absetzen, sofern diese 



auch für betriebliche Fahrten verwendet werden. Der Pauschalbetrag kann auch bei der 
Basispauschalierung oder der Kleinunternehmerpauschalierung als zusätzliche Betriebsausgabe 
berücksichtigt werden.  

10. STEUERTIPPS FÜR ARBEITGEBER & MITARBEITER 

10.1 ZUKUNFTSSICHERUNG FÜR DIENSTNEHMER BIS € 300 STEUERFREI 

Die Bezahlung von Prämien für Lebens-, Kranken- und Unfallversicherungen (einschließlich 
Zeichnung eines Pensions-Investmentfonds) durch den Arbeitgeber für alle Arbeitnehmer oder 
bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern ist bis zu € 300 pro Jahr und Arbeitnehmer nach wie vor 
steuerfrei. Wenn die ASVG-Höchstbeitragsgrundlage noch nicht überschritten ist, besteht für die 
Zahlungen, wenn sie aus einer Bezugsumwandlung stammen, Sozialversicherungspflicht. 

10.2 MITARBEITERBETEILIGUNG 

Für den Vorteil aus der unentgeltlichen oder verbilligten Abgabe von Beteiligungen am 
Unternehmen des Arbeitgebers oder an mit diesem verbundenen Konzernunternehmen besteht ein 
Freibetrag pro Mitarbeiter und Jahr von € 3.000. Der Vorteil muss allen Mitarbeitern oder einer 
bestimmten Gruppe von ihnen zukommen und zudem muss die Beteiligung vom Mitarbeiter länger als 
5 Jahre gehalten werden. 

10.3 TEUERUNGSPRÄMIE 

Alternativ zur Mitarbeiterbeteiligung kann in den Jahren 2022 und 2023 eine steuerfreie 
Teuerungsprämie von bis zu € 3.000 an Mitarbeiter ausbezahlt werden. Sollten Sie planen eine 
Teuerungsprämie an Ihre Mitarbeiter auszubezahlen, empfehlen wir Ihnen, sich mit uns in Kontakt zu 
setzen. 

10.4 WEIHNACHTSGESCHENKE BIS € 186 STEUERFREI 

(Weihnachts-)Geschenke an Mitarbeiter sind innerhalb eines Freibetrages von € 186 jährlich lohn-
steuer- und sozialversicherungsfrei, wenn es sich um Sachzuwendungen handelt (zB Waren-
gutscheine, Goldmünzen). Geldgeschenke sind immer steuerpflichtig. 

10.5 BETRIEBSVERANSTALTUNGEN BIS € 365 STEUERFREI 

Für eine Teilnahme an Betriebsveranstaltungen (zB Betriebsausflug, Weihnachtsfeier, 
Teammeetings) steht pro Mitarbeiter und Jahr ein steuerfreier Betrag von € 365 zur Verfügung. 
Dabei gilt, dass alle Betriebsveranstaltungen des gesamten Jahres zusammengerechnet werden. Ein 
eventueller Mehrbetrag ist steuerpflichtiger Arbeitslohn. 

10.6 KINDERBETREUUNGSZUSCHUSS IHV € 1.000 DES ARBEITGEBERS STEUERFREI 

Leistet der Arbeitgeber für alle oder bestimmte Gruppen seiner Mitarbeiter einen Zuschuss für die 
Kinderbetreuung, dann ist dieser Zuschuss bis zu einem Betrag von € 1.000 jährlich pro Kind bis 
zum zehnten Lebensjahr von Lohnsteuer und SV-Beiträgen befreit. Voraussetzung ist, dass dem 
Arbeitnehmer für das Kind mehr als sechs Monate im Jahr der Kinderabsetzbetrag gewährt wird. Der 
Zuschuss darf nicht an den Arbeitnehmer, sondern muss direkt an eine institutionelle 
Kinderbetreuungseinrichtung (zB Kindergarten), an eine pädagogisch qualifizierte Person oder in 
Form eines Gutscheins einer institutionellen Kinderbetreuungseinrichtung geleistet werden.  

10.7 STEUERFREIES JOBTICKET BZW KLIMATICKET 

Zur Förderung der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel können die Kosten für ein öffentliches 
Verkehrsmittel (“Jobticket”) auch dann steuerfrei vom Dienstgeber übernommen werden, wenn das 
Ticket zumindest am Wohnort oder am Arbeitsort gültig ist. Unter das Jobticket fällt auch das 
sogenannte Klimaticket (auch als 1-2-3-Ticket bekannt). Die Zurverfügungstellung ist durch gänzliche 
oder teilweise Kostenübernahme möglich. Die Verlängerung von Tickets, insbesondere von 
Jahreskarten, stellt einen Ticketerwerb dar. Wird das Jobticket allerdings anstatt des bisher gezahlten 
steuerpflichtigen Arbeitslohns zur Verfügung gestellt, dann liegt eine nicht begünstigte, steuerpflichtige 
Gehaltsumwandlung vor.  



10.8 HOMEOFFICE 

Als Abgeltung der Mehrkosten seiner Mitarbeiter im Homeoffice kann der Arbeitgeber für maximal 
100 Tage pro Kalenderjahr bis zu € 3 pro Homeoffice-Tag (= € 300 pro Jahr) steuerfrei 
ausbezahlen. Für die Berücksichtigung dieses Homeoffice-Pauschales muss die berufliche Tätigkeit 
auf Grund einer mit dem Arbeitgeber getroffenen Vereinbarung (= Homeoffice-Vereinbarung) in der 
Wohnung des Arbeitnehmers ausgeübt werden. Um die Homeoffice-Tage belegen zu können, hat der 
Arbeitgeber eine Aufzeichnungspflicht dieser Tage. Die Anzahl der Homeoffice-Tage muss im 
Lohnkonto und im Lohnzettel (L16) angeführt werden. Wird das Homeoffice-Pauschale nicht bis zur 
maximalen Höhe vom Arbeitgeber ausgeschöpft, kann der Arbeitnehmer den Differenzbetrag bei 
seiner Arbeitnehmerveranlagung als Werbungskosten geltend machen. 

Zusätzlich dazu können Arbeitnehmer Ausgaben für die ergonomische Einrichtung ihres 
häuslichen Arbeitsplatzes außerhalb eines Arbeitszimmers zusätzlich bis zu einem Betrag von  
€ 300 im Kalenderjahr 2022 als Werbungskosten geltend machen. Die Voraussetzung dafür ist 
allerdings, dass zumindest 26 Tage im Homeoffice gearbeitet wurde.  

10.9 ARBEITNEHMERVERANLAGUNG 2017  

Wer zwecks Geltendmachung von Steuervorteilen eine Arbeitnehmerveranlagung beantragen will, 
hat dafür 5 Jahre Zeit. Am 31.12.2022 endet daher die Frist für den Antrag auf 
Arbeitnehmerveranlagung 2017.  

11. STEUERTIPPS FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

11.1 NACHKAUF VON PENSIONSVERSICHERUNGSZEITEN UND FREIWILLIGE 
WEITERVERSICHERUNG IN DER PENSIONSVERSICHERUNG 

Ohne Höchstbetragsbegrenzung, unabhängig vom Einkommen und neben dem 
„Sonderausgabentopf“ sind etwa Nachkäufe von Pensionsversicherungszeiten (Kauf von Schul- und 
Studienzeiten) und freiwillige Weiterversicherungsbeiträge in der Pensionsversicherung absetzbar. 
Einmalzahlungen können auf Antrag auf 10 Jahre verteilt als Sonderausgabe abgesetzt werden.  

11.2 RENTEN, STEUERBERATUGSKOSTEN UND KIRCHENBEITRAG 

Unbeschränkt absetzbare Sonderausgaben sind weiterhin bestimmte Renten (zB Kaufpreisrenten 
nach Ablauf bestimmter steuerlicher Fristen, vom Erben zu bezahlende Rentenlegate) sowie Steuer-
beratungskosten. Kirchenbeiträge (auch wenn sie an vergleichbare Religionsgesellschaften in der 
EU/EWR bezahlt werden) sind mit einem jährlichen Höchstbetrag von € 400 begrenzt.  

11.3 SPENDEN ALS SONDERAUSGABEN 

Spenden für Forschungsaufgaben oder der Erwachsenenbildung dienende Lehraufgaben 
abgestimmte Einrichtungen, sowie Spenden an bestimmte im Gesetz taxativ aufgezählte 
Organisationen, Spenden für mildtätige Zwecke und Spenden an Organisationen, die sich dem 
Umwelt-, Natur- und Artenschutz widmen, können als Sonderausgaben geltend gemacht werden. 

11.4 AUSSERGEWÖHNLICHE BELASTUNGEN NOCH 2022 BEZAHLEN 

Voraussetzung für die Anerkennung von Krankheitskosten als außergewöhnliche Belastung ist, dass 
nachweislich eine Krankheit vorliegt, die durch die Behandlung eine Linderung oder Heilung erfährt. 
Zu den abzugsfähigen Kosten zählen Kosten für Arzt, Medikamente, Spital, Betreuung, Ausgaben für 
Zahnbehandlungen oder medizinisch notwendige Kuraufenthalte und Aufwendungen für Heilbehelfe 
wie Zahnersatz, Sehbehelfe einschließlich Laserbehandlung zur Verbesserung der Sehfähigkeit, 
Hörgeräte, Prothesen, Gehhilfen und Bruchbänder. Steuerwirksam werden solche Ausgaben erst 
dann, wenn sie insgesamt einen vom Einkommen und Familienstand abhängigen Selbstbehalt (der 
maximal 12% des Einkommens beträgt) übersteigen.  

HINWEIS: Bestimmte außergewöhnliche Belastungen (zB Behinderungen, Katastrophenschäden, 
Kosten der auswärtigen Berufsausbildung der Kinder) sind ohne Kürzung um einen Selbstbehalt 
absetzbar.  


